
V/12. Sitzung des Gewerkschaftsrates am 28./29. Juni 2018 
 
Resolution (eingereicht durch Kollegin Claudia Wörmann-Adam) 
 
Menschen zu retten, darf kein Verbrechen sein.  
 
In den vergangenen Tagen hat uns die Situation der Flüchtlinge auf dem Schiff Lifeline in Atem 
gehalten. 233 Flüchtlinge wurden von der Besatzung der Lifeline vor dem Ertrinken im Mittelmeer 
gerettet, darunter viele Frauen und Babys.  
 
Trotz der sich verschärfenden hygienischen Bedingungen an Bord, wurde dem Schiff tagelang die 
Einfahrt in einen sicheren europäischen Hafen verweigert, bis Malta vor zwei Tagen endlich die 
Genehmigung zum Einlaufen erteilt hat. Jetzt sollen die Menschen auf verschiedene europäische 
Länder verteilt werden. 
 
Obwohl sich auch in Deutschland Bundesländer wie Berlin, Brandenburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein offiziell bereit erklärt haben, Flüchtlinge aus humanitären Gründen solidarisch 
aufzunehmen, blockiert der zuständige Bundesinnenminister Horst Seehofer die Aufnahme der 
Menschen.  
 
Stattdessen forderte er im Innenausschuss des Bundestags, das Schiff zu beschlagnahmen und die 
Besatzung strafrechtlich zu verfolgen.  
 
In welcher Welt leben wir, in der das Retten von Menschenleben zur Straftat erklärt wird?  
 
Die Äußerungen von Horst Seehofer zur Lifeline zeigen, dass die rechtspopulistische 
Stimmungsmache gegen MigrantInnen und Flüchtling im Zentrum der Politik angekommen ist. Doch 
das Leben einzelner Schutzsuchender darf nicht zum Spielball des Gerangels in der großen Politik 
werden. Das Recht auf Leben gilt auch auf hoher See!  
 
Wir stehen als Gewerkschafter*innen für den Schutz der Menschenrechte und für Solidarität – auch 
mit den Schwächsten der Gesellschaft. Unsere Kolleginnen und Kollegen setzen sich in ihrer Arbeit 
jeden Tag für eine soziale, gerechte und lebenswerte Welt ein.  
 
Wir fordern zusammen mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund, dass die gemeinsamen 
europäischen Werte wie die Einhaltung der Menschenrechte, die Solidarität und die Humanität 
geachtet und eingehalten werden.  
 
Wir verurteilen die Haltung des Bundesinnenministers und unterstützen die solidarische Aufnahme 
von Schutzsuchenden und Flüchtlingen auch in Deutschland.  
  
ver.di Gewerkschaftsrat, 28. Juni 2018 


